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Der Nutzen der Gewerbegerichte.
re. Magiſtrat und Stadtverordnetenverſammlung derStadt dal ſind über einen weſentlichen Punkt des

zu errichtenden Gewerbegerichts nicht einig.
Der Magiſtrat wünſcht und verharrt darauf, daß

die Verhandlungen gebührenfrei ſeien, das Stadtver
e e beſchließt Gebührenerhebung bis zur
Hälfte der en des Verfahrens.
Aus welchen Gründen die Stadtväter dieſen Beſchluß

am 13. Juli gefaßt haben, das bedarf einer kleinen
Vorführung im hieſigen Arbeiterblatte.

derweiſe war es der oftmalige Oppoſitions
mann des Stadtverordnetenkollegiums, Herr Friedrich,
der aus Anlaß ſeiner Erfahrungen mit Arbeitern für
Gebührenerhebung ſprach, warum, weil er oft in frivoler
Weiſe vor den Herrn Stadtrat Zernial gerufen worden
ſei. Betrunten ſeien die Leute zu den Terminen
erſchienen; ſie haben jede Achtung vor dieſer Einrichtung

intangeſetzt. Wer Geld habe, um ſich in Schnaps zu
inken, der könne auch die kleinen Beträge für dieſe

Gebühren aufbringen.
Der Arbeiterſchaft Halles würde zu raten ſein, ſich

durch eine Deputation bei Herrn Friedrich für dieſes
Qualifikationszeugnis bedanken zu laſſen.

Von einzelnen Fällen ausgehend kommt man zum
allgemeinen Schluß, daß die Arbeiter das Gericht über
mütig in Anſpruch nehmen könnten, folglich das Beſte wäre,
dieſes Gewerbegericht den Herren Arbeitern etwas höher

u hängen und den Wert desſelben möglichſt illuſoriſch
zu machen.

Wie weit ſolche Einwände, wie ſie Herr Stadt-
machte, becrechtigt ſind, das zeigte

ſchlagend Stadtrat Jochmus, welcher konſtatieren
konnte, daß trotz langjähriger Ausübung ſolcher Gerichts
pflege böswillige Jnanſpruchnahmen derſelben ſeitens
der Arbeiter in kaum nennenswerter Zahl
ſtattgefunden. Wer übrigens ſchikanieren wolle, der
könne dies auch bei Gebührenerhebung thun.

Und daß der Nutzen und Wert des fraglichen Ge
richtes ſtark beeinträchtigt werde durch Gebührenerhebung,
das wurde von eben demſelben mit den Worten betont,
daß die Arbeiter durch Erhebung von Gebühren ab
geſchreckt würden, das Gericht in Anſpruch zu nehmen.

Ganz abgeſehen davon, daß die unterliegende Parteidie Koſten des Rechtsſtreites zu tragen hat, welche

unter Umſtänden ziemlich hoch ſich belaufen dürften,
ſoll der unterliegende Teil dazu noch eine Gebühr über
dies bezahlen, ſo daß durch Auferlegung der letzteren

a Kus unſern Tagen.
Novelliſtiſche Skizze von Karl Ewald.

Nachdruck verboten.

Dieſe Ueberzeugung verpflichtete Klug ſeiner Meinung

nach, hartnäckig den unklaren Köpfen entgegen zu
treten und dann blieb die Oeffentlichkeit für ihn
das Unvermeidliche; dafür würden ſchon ſeine Gegner
unter den Kollegen ſorgen.

Um dieſelbe Zeit, wo er der Gegenſtand des Ge
ſpräches im Hauſe des Prinzipals geweſen, ſchritt

z einem der engen Arbeiterviertel zu, welche in
ſeltſamem Kontraſt mit den oft nicht weit entfernten,
eleganten e ehe vornehmen Welt oder der Ge
chäftsgegenden ſtehen.

Heute ſollte die entſcheidende Verſammlung wegen
der Organiſatjon zum künftigen Kampfe der Krahnſchen

An ſtattfinden.den Ort der Zuſammenkunft hatte man eines
der kleineren Wirtshäuſer gewählt, in welchen das

nlichere Publikum, wie Fuhrleute, Ausläufer,
kleine reiſende Krämer oder Handwerker

uhalten ten.rde v de wahrſcheinlich unter irgend einem

Vorwande die Verſammlung verhindert wenn
man ihre Genehmigung dazu eingeholt und damit die
Möglichkeit, ein beſſeres Lokal zu benutzen erhalten

Unbewußt war damit den Mißvergnügten ein großer

Telegramm Adreſſe: Volksblatt Halleſaale.

Halle a. S., Donnerstag den 23. Juli 1891.

gerade die häufigſten Fälle, bei denen es ſich nur um
einige Mark handelt, von der Jnanſpruchnahme des
Gerichts ſo gut wie ausgeſchloſſen ſind.

Eine ganze Reihe von Lohnforderungen im Betrage
von 4 und noch weniger Mark finden bei den Gewerbe
gerichten ihren Austrag.

Nun iſt für einen Arbeiter 224 M. mehr als ein
Tagelohn und es kann ihm nicht gleichgültig ſein, ob
er dieſe 2-4 M. erhält oder nicht.

Rechnet er aber nun die eventuellen Koſten ſamt
Gebühren des Rechtsſtreites, ſo wird er, falls er ſeiner
Sache nicht abſolut gewiß iſt, von vornherein auf den
Schutz des Gewerbegerichtes verzichten müſſen und für
ihn iſt das Gewerbegericht garnicht vorhanden.

Daß ſolche niedrige Lohnſtreitigkeiten vorkommen,
das zeigt ein Blick in die Thätigkeit der Gewerbegerichte
anderer Städte. Unter 7 Lohnforderungen, die einem
Verhandlungstage des Stuttgarter Gewerbegerichtes
entnommen ſind, befinden ſich drei, in welchen das
Werxtobjekt 1.42——5. 60 M. betrug.

Und gerade in ſolch unbedeutenden Lohneinbehaltungen
liegt oft die ſchikanöſe Behandlung von ſeiten der
Herren Arbeitgeber und gerade hier wäre es nötig
geweſen den Weg der Rechtshilfe möglichſt leicht er
rei der zu machen, was durch Gebührenfreiheit möglich
würde.

So wie es das Stadtverordnetenkollegium will, wird
ſich der Arbeiterſtand nicht allzuſehr mit dem Gewerbe
gericht unſerer Stadt befreunden und es wäre nur zu
wünſchen, daß der Magiſtrat, der auf poller Gebühren
freiheit beharrt, ſeinen Willen durchſetzten trotz der
en Erfahrungen des Herrn Stadtverordneten

riedrich.

Politiſche Jeberſicht.
Deutſches Reich.

Die Stichwahl in Kaſſel zwiſchen Pfannkuch
und Endemann findet nicht am 25., ſondern am
Montag den 27. Juli ſtatt.

Infolge des öffentlichen Proteſtes der Kaſſeler
Parteigenoſſen, denen der Stadtbauſaal zu
Wahlverſammlungen verweigert wurde, obwohl man
das Lokal der konſervativen Partei anſtandslos über
ließ, hat der Stadtrat beſchloſſen, für die Folge den
Stadtbauſaal zu politiſchen Verſammlungen überhaupt
nicht mehr herzugeben.

Der Redakteur des in Langenbielau erſcheinenden
„Proletarier“, Gen. Baginski, iſt auf Grund einer

Dienſt geleiſtet; denn der gemeine Mann ſpricht ſich
da am offenſten und liebſten aus, wo er ſich ganz zu
Hauſe fühlt.

Auch entbehren ſolche Lokale meiſt einer eigenartigen
Poeſie nicht. Manches geſunde Witzwort findet hier
ein williges Ohr, und viele der alten ſpießbürgerlichen
Gebräuche einer vergangenen Zeit haben ſich hierher
geflüchtet.

Wer ſich erſt an den unvermeidlichen Tabaksrauch
gewöhnt hat, der wird bald für ſeine Beobachtungen
ein reiches Feld finden; von der altväterlich unkom
fortabeln Einrichtung bis zu dem groben Geſichte des
derbehrlichen Wirtes, der mit ſeinem Weſen vorteilhaft
von den Jnhabern der ſich von Tag zu Tage breiter
machenden Spelunken abſticht.

Als Klug eintrat, waren alle bereits vollzählig ver
ſammelt. junge Mann wurde lebhaft begrüßt.
Nur von dem einen Ende des Tiſches, an welchem die
älteren und erprobteren Leute ſaßen begegnete er
ü Blicken. Dort hatt i ſein tr ſneen deren en.

a n an deri ſtände thun ſolle, faſt einſtimmig

Requiſition der Staatsanwaltſchaft zu Schweidnitz am
Donnerstag in W r genommen worden.
Gegenſtand der Anklage bildet ein Leitartikel Volks
bildung und Sozialdemokratie“. Der Haftbefehl iſt
wegen Fluchtverdachts t Der „Proletarier“
hat ſeit Oſtern fünf Beſchlagnahmen und innerhalb
W Monaten acht Anklagen zu verzeichnen. Neuer

rs!
Wie die „Gelſenkirchener Zeitung“ meldet, wurde

der Redakteur der „Bergarbeiterzeitung, Hüning-
haus, auf Requiſition der Staatsanwaltſchaft in
Bochum verhaftet.

Jn Zeitz (Pr. Sachſen) wurden die Uebungen
der Geſangs- Abteilung des dortigen Arbeiter
bildungsvereins von der vereinigten Weisheit der
Polizei und des Schöffengerichts als Verſammlungen
zur Erörterung öffentlicher Angelegenheiten“
erachtet, und der Vereins Vorſitzende, der Dirigent
und der Vorſteher der Geſangsabteilung zu je 15 M.
Strafe verdonnert, weil ſie die Uebungen nicht an
gezeigt hatten.

Auch in der kgl. Gewehrfabrik in Danzig ſoll
nun der ehemalige Beſtand an Arbeitern von 3000
auf 100 reduziert werden. Danach dürften in den
Gewehrfabriken in Erfurt, Spand a un Danzig gegen
9000 Arbeiter in dieſem Jahre e worden und
nunmehr arbeitslos ſein.

Jſt Deutſchland ein We oder ein
Polizeiſtaat? Zu dieſer Frage u man ganz
von ſelbſt gelangen, wenn man die Willkür des Polizei
präſidenten Keßler von Magdeburg beſieht. Dieſer
Beamte hatte nämlich einem Vereine es war in
dieſem ein Kriegerverein unterſagt, ein an
einem Sonnabend gefeiertes Frühlingsfeſt über die
Mitternachtsſtunde hinaus auszudehnen. Ein Rekurs
bei dem Polizeipräſidenten hatte keinen Erfolg, im
Gegenteil wurde der Schluß des Feſtes event. mit
Polizeigewalt angedroht. Da der Verein ſich an das
Verbot nicht kehrte, ſo wurde auch richtig dem Feſte
um 12 Uhr polizeilicherſeits gewaltſam ein Ende gemacht.
Der Vorſtand hat infolgedeſſen Klage gegen das Polizei
präſidium beim Bezirksausſchuß geführt und ein ob
ſiegendes Urteil errungen. Der Bezirksausſchuß hat
im Namen des Königs erkannt, „daß das königliche
Polizeipräſidium die beiden, den Schluß des betreffen
den Feſtes auf 12 Uhr Sonnabend nachts feſtſetzenden
Verfügungen, als der geſetzlichen Begründung entbehrend,
zurückzunehmen habe. Wer jedoch der Meinung iſt,
daß der Herr Polizeipräſident ſich nach dieſem Ent

„Freunde!“ begann er ſeine einfache Rede. „Jhr
wißt, weshalb wir hier zuſammengekommen ſind. Lange
s ſchon haben wir uns für einen erbärmlichen

ohn geplagt. Wir ſind es unſeren Familien ſchuldig,
daß wir ſehen, wie es beſſer wird. Unſer Kollege
Klug rät uns zu drei Forderungen Erhöhung des
Lohnes um 5 Proz., Wegfall der Ueberſtunden oder
entſprechende Bezahlung derſelben und Verbeſſerung
der Schutzvorrichtungen. Einige unter uns angen
zwar noch mehr, aber es iſt auch meine Anſicht, daß
wir uns vorläufig mit dem gen.

„Viel zu wenig, viel zu zahm!“ riefen die Extremen,
den Alten heftig unterbrechend, doch „Ruhe! Ruhe!“
ſchallte es von vielen Seiten.

„Denkt an Eure Familien,“ fuhr der Graubart ge
meſſen fort. „Ein längerer Streik koſtet Geld, und
damit ſind wir nicht genügend verſehen. Was ſollen
wir machen, wenn die Not kommt

„Feigheit! Bangigkeit!“ ertönte es wieder von dem
anderen Ende des Tiſches, während jetzt ſchon ver
ſchiedene Stimmen beifällig ſekundierten.

Das war dem Alten indes zu viel. Zornrot rief
er aus:

„Jhr werft mir Feigheit vor! Mir, der ich doch
früher bereits für meine Ueberzeugung gelitten habe.
Jhr Alleinſtehenden habt ſchön reden. Jhr braucht
bloß an Euch zu denken. Wir aber haben Frauen
und Kinder. Die ſind uns r daß wir ſie
hungern laſſen. Doch, wir w nicht ſtreiten. Wir

h
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Da räſident Keßler ſein S gegen die
unverändert Am Sonnabend,
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ſolcher polizeilichen ahmen

Was ſoll man hierzu ſagen? Hat der Herr Polizei
dent das Recht, ſich willkürlich über die Geſetze

Giebt es kein Mittel, einem ſolchen
widerſetzlichen Beamten klar zu machen, was Rechtens
iſt? Daß das Rechtsbewußtſein im Volke auf dieſe

auf das Tiefſte erſchüttert werden muß, bedarf
Beweiſes. Welche Antwort giebt nun der ver

ehrliche Leſer auf unſere Frage: Leben wir in einem
Rechts oder in einem Polizeiſtaate?

Die Handels und Gewerbekammer für Schwaben
und Neuburg beging jüngſt einen wahren Schwaben-
ſtreich, indem ſie eine Fran oh nach Lage der Ver
hältniſſe im Stadtbezirke Augsburg die Errichtung
eines Gewerbegerichtes als ein Bedürfnis zu er-
achten ſei, einſtimmig verneinte. Wie der als Regie
kommiſſar anweſende Oberregierungsrat Luthardt be-
kannt gab, hat die königl. Kreisregierung auf ihre be
e Anfragen von faſt allen Magiſtraten und

zirksämtern des Kreiſes ebenfalls die Antwort be
kommen, daß die Errichtung vvn Gewerbegerichten
nicht für notwendig erachtet werde und auch nicht die
Abſicht beſtehe, auf deren Errichtung hinzuwirken. Aus-
nahmen davon machen nur NeuUlm, wo die Wahlen
zum Gewerbegericht bereits vor ſich gegangen ſind,
und Kempten, wo ein Jnnungsgericht beſteht, welches
als Schiedsgericht über gewerbliche Streitigkeiten ent
ſcheidet. Demnach müßte das Schwabenland das
reine Eldorado ſein, wo es gar keine Streitigkeiten
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern giebt.

Sächſiſche Fabrikanten klagen darüber,
daß tüchtige Maſchinenſticker mehr und mehr zu
anderen Berufen übergehen, wodurch die Herſtellung
beſſerer Ware erſchwert wird. Aehnliche Klagen hört
man ſeit Jahren auch aus der ſächſiſchen Weberei und
Wirkerei. Ohne Gründe werden die Arbeiter ihrem
gelernten Beruf nicht untreu; dieſe Gründe ſind: die
gezahlten geringen Löhne und die Unregel-
mäßigkeit der Beſchäftigung.

Arbeitern die Eiſenbahnfahrten zu
erſchweren, iſt heute das Beſtreben der Argrarier,
und die Regierungen zeigen ſich dieſen Herren auch
ierin nur zu oft geneigt. Auch anderen reaktionären

gehren gegenüber ſind die heutigen Regierungen nicht
zugeknüpft. So zollt die „Germania“ der General-
direktion der großherzoglich badiſchen Staatsbahnen
„rückhaltloſe Anerkennung“ dafür, daß die Extrazüge
zu faſt um die Hälfte verringerten Fahrpreiſen für
den Beſuch der Ausſtellung des heiligen Rocks in
Trier bewilligt hat. Als neulich dagegen Berliner
Sozialdemokraten einen Extrazug für einen Ausflug
mieten wollten, erhielten ſie keine Ermäßigung, ſondern
ſollten für denſelben den vollen Preis bezahlen. Sie
verzichteten dann natürlich auf den Extrazug und die
anze geſinnungsloſe Berliner Preſſe verhöhnte jeneAnechörigen des arbeitenden Volkes ob ihres Be-

gehrens. So giebt es in allen möglichen Beziehungen
zweierlei Recht in Deutſchland. (Vorwärts.)

Frankreich.
Das franzöſiſche Parlament hat ſich

am Sonnabend vertagt. Von den Arbeiten, mit
welchen ſich dasſelbe in ſeiner letzten Tagung beſchäftigte,

wollen in Frieden und Eintracht zuſammen gehen.
Deshalb nehmt unſere Vorſchläge an. Das ſage ich!“

Die letzten Worte des Alten hatten in ihrer un
geſchminkten Natürlichkeit ſichtlichen Eindruck auf die
Meiſten gemacht. (Fortſetzung folgt.)

Lord Palmerſton und der Zuchthäusler.
Man ſchreibt der „Fkf. Ztg.“ aus Sydney vom 30. Mai:

Als der frühere Kolonialſekretär Sir John Robertſon am
8. ds. Mts. plötzlich aus dem Leben ſchied, wurde in der

den des: Jn den dreißinäm o Jn igerder Vater des jungen n der als

erregt für uns beſonders das Geſetz über den! Leben. Dieſe Sitte die auch in kleinbürgerlichen

e dentn 4 e u r uz v eder Frauen und Kinder
abriken

nliche An fſichtlende, an die Vorſchriften
ie durch billigeren Verkau

Fortſchritt
die Beſchäftigung von Kindern unter 13 Jahren

grundſätzl t iſt. Dasren en e i See a dal
nung unter e auf Grunn Zeugni körperlicher ung geſtattet

eeeeeerneeeeeeeneeet i e an ar denen grandſäs-
elaſtiſche a hen angedängi find Auch die Sonntagsruhe, die

dern ſichert, ſoll den ne

abhängt, ſoll einheitlich reorganiſiert werden.
ſtellung der Fabrikinſ wird eine Aen pres ge
ſchaffen. Die Strafen für die Uebertretung des Geſetzes, oft
lächerlich gering in anbetracht des Vorteils, den die Ueber
tretung gewährt, werden angemeſſen verſchärft. Das Geſetz
von 1874 und ein auf Grund deſſen erlaſſenes Dekret verboten
den Gewerbe oder Handeltreibenden, welche Lehrlinge oder
jugendliche Arbeiter beſchäſtigen, dieſelben ſchwerere Laſten auf
Kopf oder Rücken tragen oder in Fuhrwerken ziehen zu laſſen,
als für ihr Alter verträglich iſt. Zur Durchführung dieſes
leider keineswegs überflüſſigen Verbots erſtatteten häufig Schutz
leute, wenn ſie auf den Straßen von Paris und anderen
Städten derartig überlaſtete Weſen ſich einherſchleppen ſahen,
pflichtgemäß Anzeige, allein häufig mußte Freiſprechung er
folgen, weil nicht der Ar eber, ſondern ſein Kunde das
Kind überbürdet hatte. Die Art. 33 des neuen Geſetzes be
droht nunmehr überhaupt jeden, der ſich eine ſo rohe Handlung
zu ſchulden kommen läßt, mit 16--300 Franks Strafe.

Mit der endgültigen Geſetzwerdung dieſer Be
ſtimmungen hat es jedoch noch gute Weile. Abgeſehen
davon, daß erſt der Senat zu dieſen Beſchlüſſen noch
Stellung zu nehmen hat und dann der Entwurf noch-
mals an die Kammer kommt, worüber ein bis zwei
Jahre vergehen können, kommt auch noch eine Klauſel
in Betracht, welche der Senat hinzugefügt hat, und
nach welcher das Geſetz erſt ein und einhalb Jahr nach
ſeiner Verkündigung Geſetzeskraft erhalten ſoll, damit
die Jnduſtriellen Zeit gewinnen, ihre Einrichtungen und
Arbeitsweiſen zu ändern, was koſtſpielige und zeit
raubende neue Einrichtungen erfordern was natür
lich weiter nichts als Beſtrebungen ſind, die läſtige
Forderung der Beſeitigung der Frauennachtarbeit
weit wie möglich hinauszuſchieben. Auf dieſe Weiſe
kann das Jahr 1895 herankommen.

Privateigentum und Entvölkerung.
Wie wir einem franzöſiſchen Blatt entnehmen, hat der
Maire (Bürgermeiſter) des Dorfes Charette bei Gre-
noble (in Südfrankreich, Departement der Jſere),
welches ſeit zwölf Monaten keine einzige Geburt auf-
zuweiſen hat, eine Prämie von 100 Franks jeder Frau
ausgeſetzt, welche im Laufe der nächſten zwölf Monate
ein lebensfähiges und eheliches wie keuſch
Kind zur Welt bringt. Jn Frankreich haben bekanntlich
die Bauern in dem Malthuſianimus ein Mittel gegen
die allzu große Parzellierung des Grund und Bodens
entdeckt um das Eigentum zu retten, verurteilen ſie
die künftige Generation zum Tod, und laſſen höchſtens
zwei Kin (das famoſe „Zweikinder-Syſtem“!) am

dieſer Thatſache denn auch in Briefen, welche er an ſeine An
gehörigen nach England ſchrieb, zu wiederholten Malen Er
wähnung gethan. Als dann ſpäter der junge Robertſon ſeine
Reiſe nach England antrat, hatte ihn Sinclair gebeten, einige
Briefe für nnte mitzunehmen und dieſelben in London im
Kolonialamte abzugeben. Geſagt, gethan. Robertſon lieferte
ſeine Briefſchaften richtig ab und ſprach ein paar Tage ſpäter
noch einmal beim Kolonialamte vor, um eine ihn perſönlich
berührende wut einzuziehen. Wie erſtaunte er aber,als der betreffende mte ba ars im Gegenſatz zum erſten

male mit der größten Zuvorkommenheit empfing und ihm
gleichzeitig eröffnete, Lord Palmerſton, Jhrer britiſchen Maje
ſtät Staatsſekretär für die auswärtigen Angelegenheiten, wünſche
ihn in einer dringenden Angelegenheit zu ſprechen. Der junge
Mann wollte ſeinen Ohren erſt garnicht trauen, ging aber
ſchließlich, wenn auch kopfſchüttelnd, ins Auswärtige Amt, wo
er ſogleich vorgelaſſen und von Lord Palmerſton mit der denk
bar größten Liebenswürdigkeit empfangen wurde. Palmerſton
erkundigte ſich zunächſt mit kurzen Worten nach den Kolonien
und dem Leben in Auſtralien, kam dann aber plötzlich auf
das zu ſprechen, was, wie der Scharfblick des jungen Robertſon
e erkannte, das eigentliche Ziel ſeiner Fragen bildete.
in
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Privateigentum.
Der Geſetzentwurfdie Gründung eines Arbeitsamtes an.

weſen nachteiligen Folgen der
rage ſei und das

on kurz
derſelbe Herr Oberbürgermeiſter

„Antrag der 2
l f Gewä ilagen eiſchpreiſeo die Kenſcheider Stadtverordneten bewilligen, a

unter welchennicht die Gründe der Teuerung beſprechen,teſchullehrer viele tauſende
als die Vol
ger zu leiden haben.

Lebensmittelteuerung ſchreibt der
konſervative „Schleſ. Anzeiger“:

„1600 Perſonen paſſierten am Donnerstag das Zollamt
Goczalkowitz, Kreis Pleß, welche ſich in Oeſterreich den zollfrei
zugeſtandenen. Mehlbedarf (9600 Pfund) n Jn
einem Monat macht dies 288 000 Pfund. Am 15. Juli haben
1740 Perſonen aus dem Neuſtädter Kreiſe (Oberſchleſien) je 6
Pfund Mehl aus Oeſterreich zollfrei eingebracht und bei dem
NebenZollamt in Krnzendorf angemeldet. Nach einem Bericht
des Grenzzollamts in Wüſtegiersdorf ſind im Monat Mai
40 470 Zentner Brot und Mehl aus Oeſterreich über die Grenze
geholt worden. Jm Juni iſt der Verkehr noch lebhafter ge
weſen. Jn demſelben Orte Wüſtegiersdorf zirkuliert jetzt eine
TeuerungsPetition and den Reichskanzler. Jn derſelben wird
nachgewieſen, daß eine Arbeiterfamilie, aus 6 Köpfen beſtehend,
für Kartoffeln, Brot und Roggenmehl täglich 53 Pfennig mehr
ausgeben muß als im Jahre 1885.“

Es fangen nunmehr alſo auch ſchon konſervative
Blätter an, die Exiſtenz des Notſtandes zuzugeben.
Vielleicht ſchenkt der Herr Reichskanzler dieſen Aus
laſſungen mehr Glauben.

Remſcheider
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Wie ſehr Deutſchland auf die ruſſiſche
Getreideeinfuhr angewieſen iſt, geht hervor aus
einer Ueberſicht der amtlichen „Statiſtiſchen Korre-
ſpondenz“ über Ernte und Getreideausfuhr des euro
päiſchen Rußlands nach Deutſchland im Jahre 1890.
Wir entnehmen derſelben, daß in das deutſche Zoll
gebiet aus dem europäiſchen Rußland 1890 eingeführt
worden ſind:

bei einer Geſamteinfuhr allein aus Rußland
von je 100 Ko. netto in Proz.Weizen 6 728 450 3 786 585 öö,1

Roggen 8764 483 7 465 429 85,2
Kartoffeln 987 892 406651 41,2.

Während Rußlands Anteil an der deutſchen Weizen
einfuhr innerhalb der letzten fünf Jahre nur geringen
Schwankungen unterworfen war derſelbe ſtie g von
51.94 Proz. im Jahre 1886 auf 55,1 Proz. im Jahre
1890 zeigt ſich im gleichen Zeitraume bei der
Roggeneinfuhr die auffallende Zunahme von
58,26 auf 85,2 Proz.

Der hohen Futterpreiſe wegen. Die
vereinigten Berliner Spediteure haben an die Handels
firmen ein Zirkular erlaſſen, in welchem denſelben an
ges wird, daß die Spediteure nicht mehr in der

age ſind, fernerhin den Geſchäfts und Hausdienern
die ſo lange gezahlten „Kolligelder“ die ein be
ſonderes Benefizium der Spediteure an die Geſchäfts
und Hausdiener bildeten und die dieſen bei ihrem
knappen SGehalte und der ſchweren Arbeit wohl zu

ihm womöglich noch mit größerer Zuvorkommenheit empfangen,als in London mit Artigkeiten 2 ernſt und am
zweiten Tage nach ſeinem Eintreffen ſchließlich von ſeinem
liebenswürdigen Wirt zu einem Spazierritt aufgefordert. Ueber
das, was ſich auf dieſem Ritt nunmehr zutrug, wollen wir
Sir John Robertſon ſeler ſprechen laſſen. Wir ritten alſo
ab und mochten ungefähr ſieben Meilen zurückgelegt haben,
als Lord Palmerſton plötzlich vom Wege ablenkte und bald
darauf vor einem mitten im Walde gelegenen ſchmucken

äuschen anhielt. Wir en ab und traten ein, wo mich
ord Palmerſton einer er noch ſehr ſchönen Dame vor

ftellte, die kaum erfahren hatte, wer ich ſei, als ſie unter Thränen
mich in ihre Arme ſchloß und immer und immer wieder
küßte. Na, ich war damals ein AMIner Bengel; Sie können
ſich aber denken, daß ich trotzdem keine fünf Minuten brauchte,
um zu wiſſen, woran ich war. Der junge Sinclair, der Zucht
z war en d z re Dame und ſein r war

anderer als Lor on. Fürwahr, cine drollige
Geſchichte. Der natürliche Sohn des ten Mannes
in ger England ein gemeiner Sträfling in Auſtralien!“ Be
merkt ſei noch, daß Lord Palmerſion dem jungen Robertſon,
als dieſer nach Auſtralien zurückkehrte, einen
Empfehlungsbrief an den Gouverneur von Neuſüdwales mit
geben wollte. Mit dem ihm eigenen Selbſtbewußtſein, das

i la Lebenr e fur e W enne vielleicht einen nötigſtenbrauchen, worüber einer Kkn aubraqh Er
wo n lanutesund Si Rober ben wieder geſehen,het der i n Bee r ehe i de
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ein Jutereſſe zu nehmen. aus demjungen Sinclair in der Folge geworden iſt, ſcheint nicht be
kannt zu ſein.
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gelder r 8Den Entwurf
eines neuen Vrogramms der ſozialdemo

kKratiſchen Partei Deutſchlands
(Fortſetzung.)

„Die ſozialdemokratiſche Partei hat nichts gemein mit
dem r Staatsſozialismus, dem Syſtem der Ver
ſtaatlichung zu fiskaliſchen Zwecken, das den Staat an die

ne e anom u g und der po unterdrückung des Arbeiters in einer Hand vereinigt.“
Wenn der Staat die Poſten, die Eiſenbahnen, Bergwerke

und dergl in der Hand hat, ſo ſind das durchaus keine ſozia
liſtiſchen Einrichtungen; im Gegenteil, der Staat arbeitet hier
nur als Unternehmer, und wie bei jedem anderen Bourgevis
e die Arbeiter mit der ſchwerſten Arbeit und der größten

ung die am ſchlechteſt bezahlten und umgekehrt.
Der Staat unterdrückt ſeine Arbeiter noch mehr, als ein ge
wöhnlicher Bourgeois, und eine politiſch oppoſitionelle Mei
nung r den ten ſofort um ſeine Stelle. Der Staat

iſt mit ckſicht auf die Staatsbetriebe weiter nichts als ein
kapitaliſtiſcher Unternehmer, und aufs nicht mal ein anfertige Unternehmer. (Beifall Ein Gutes haben jedoch

e großen Staatsbetriebe, wie auch die großen Betriebe der
Stumm, Baare 2e., ſie zentraliſieren ſchon heute ganze

nduſtriezweige und erleichtern ſpäter einmal den Uebergang
er Jnduſtrie in die ſozialiſtiſche Produktionsform.

„Die Bef: eiung der Arbeiterklaſſe kann nur das Werk
der Arbeiterklaſſe ſelbſt ſein, weil alle übrigen Klaſſen
und Parteien auf dem Boden des Kapitalismus ſtehen und
trotz der Jntereſſenſtreitigkeiten unter ſich doch die Er
haltung und Stärkung der Grundlagen der heutigen
Geſellſchaft zum gemeinſamen Ziel haben.“

Jch ſagte oben ſchon, daß ſämtliche Parteien außer uns auf
dem Bpden der beſtehenden Geſellſchaftsordnung ſtehen und

wenngleich ſie ſich untereinander in den Haaren liegen und
ſich um die Führerſchaft ſtreiten ſobald wir mit Forde
rungen erſcheinen, uns verbündet gegenüber ſtehen. Die
a Parteien laſſen lieber ihre ſonſtigen politiſchen
Forderungen fahren, machen ſich e Konzeſſionen, um

nur ja ſich von den verbaßten Sozialiſten keine Zugeſtändniſſe
abringen laſſen zu müſſen. Und wie bei uns, ſo iſt es in
der ganzen ziviliſierten Welt.

„Die Intereſſen der Arbeiterklaſſe ſind in allen Ländern
mit kapitaliſtiſcher Produktionsweiſe die gleichen mit der
Ausdehnung des Weltverkehrs und der Produktion für
den Weltmwarkt wird die Lage der Arbeiter eines jeden
Landes immer Wbaängiger von der Lage der Arbeiter in

den anderen Ländern die Befreiung der Arbeiterklaſſe iſt
daher nicht eine nationale, ſondern eine ſoziale Aufgabe,
an der die Arbeiter aller Kulturländer gleichmäßig be

t ſind. Jn dieſer Erkenntnis fühlt und erklärt die
ſozialdemokratiſche Partei Deutſchlands ſich eins mit den

klaſſenbewußten Arbeitern aller übrigen Länder.“
Die Uebel ſind alſo überall die gleichen. Die Induſtrieriſchritte und drängt die

Unternehmerklaſſe dazu, ſich neue Abſatzmärkte zu ſuchen; die
Länder werden durch neue Eiſenbahnlinien verbunden aber
anſtatt dieſe zu ſchließt man ſich in demſelben Augenölick durch Enfuhrgs e und dergleichen von dem Nachbarlande

ab, da aus Konkurrenzneid keiner dem andern etwas gönnt.
Die Arbeiter aller Länder leiden gemeinſam unter dieſem Druck
des kapitaliſtiſchen Produktionsſyſtems und fühlen h

e Zuſammengehörigkeit. Noch vor 20 Jahren gab man ſich
Mühe, eine internationale Arbeiter Aſſoziation zu

gründen: heute braucht man gar keine künſtlichen Mittel mehr
wenden, die Arbeiter aller Länder fühlen ſich ſolidariſchun ſchließen ſich zur gemeinſamen Aktion aneinander, wie wir

1889 in Paris a haben.
„Die ſozialdemokratiſche Partei kämpft nicht für neue

enprivilegien und Vorrechte, ſondern für die Ab-
g der Klafſenherrſchaft und der Klaſſen ſelbſt, und

jür gleiche Rechte und gleiche Pflichten aller ohne Unterwie des Geſchlechts und der Abſtammung. Jn dieſem

Befreiungskampf verficht die Sozialdemokratie, als die
Vertreterin nicht bloß der Lohnarbeiter, ſondern der Aus
n und Unterdrückten insgeſamt, alle Ferderungen,

aßregeln und Einrichtungen, welche die Lage des Volkes
im allgemeinen und der Arbeiterklaſſe im beſonderen zu

verbeſſern geeignet ſind. zSleiches Recht für alle, was Menſchenangeſicht trägt, iſt das
Prinzip der Sozialdemokratie. Ein jeder Bürger iſt nach
unſeren Anſchauungen von der Geſellſchaft zur Mitarbeit ver

tet, aber jeder iſt auch berechtigt, an dem Verbrauche der
el der Geſellſchaft teilzunehmen. Aufhebung des Unter

zwiſchen arm und reich, völlige Gleichheit in der Geſell

und aller Bürger: das iſt das Ziel der
ialdemokratie! ifall.2 kommen u e weiten Teil des Entwurfs, die
derungen betreffend, mit denen die Sozialdemokratie gegene e c Man hat auf gegneriſcher Seite

der e Teil enthalte keine Forderung, die nicht auch ver
iche Parteien in ihren Programmen hätten.8 iſt r än. Reihe u in der

in Frankreich, in den Vereinigten Staaten ſchon ver
i ſind. Aber darauf kommt es nicht an. Wir machen
unſer Programm für die deutſchen Verhältniſſe, und wenn man
ſagt, wir hätten nur bürgerlich radikale Forderungen, ſo habenwir nichts dagegen. Wir müſſen eben verſchiedene Forderungen

aufnehmen, die von unſeren bürgerlichen Parteien aus Feig-heit W worden S An erdemn L We aber
e in ihrer Geſamtheit

einzutreten wagen würde. Ob wir unſere Forderungen alle
verwirklichen werden, weiß ich nicht. Leicht iſt es auch möglich,
r

e

ben,S e e reateeuns pol n voraneilen und dieſe mit fich
Man hat ferner eingewendet, verſchiedene Forderun

r er n eberuht, wie ich ſchon erklärt

wehre
S keinen Anſpruch, daß dieſer vom Staat oder Gemeinde

beſoldet werde ſondern ſie müſſen ihn ſelbſt bezahlen, wie ſie
an ihren Schuhmacher und Schneider bezahlen müſſen. (Bravol)

der Kirche und insbeſondere Ilgator i wer
lichen Volksſchulen“. Jedes Kin
wungon k

Kindern. Müſſen alle gleichmäpie die beſitzende Klaſſe ſchon deſar ſorgen, daß die Volks

an
eigenenden Mitteln die höheren Schulen dotiert und die r r

M e h

n c e e

ter Beſten und zum Veſten der Geſellſchaft zu weden und aus
zubilden.

fordern Unſere hung allgemeinen Scrhektigvollendeten keit e War an Stelle ter ſehenben e ſt faſt
yſtem, wörtlich dem alten Programm entnowmen nur

im Grund zu nennen, ſpricht ſchon die für dieſe Fordeiſt und auch Minoritäten ührende rung, daß das gegenwärtige ſtehende en die Kriege
etung finden. Wir verlangen ferner, daß alle öffentlichen z provoziert. Wenn heute z. B. viele tauſend Offiziere

r und ungen an vo men das Soldaten Handwerk berufsmäßig treiben, ſo müſſen ſie auch
werden, damit j n ſein verfafſſungsmäßiges Wahlrecht den Krieg erſt als ihr eigentliches Lebenselement betrachten,
auch ausüben kann. Unter en Arbeits ltniſſen, indem ſie ſich durch Lorbeeren, Gold und Befö er
wo die Arbeiter vielfach nur eine ſehr ungenügende Tiſchzeit werben können. enn man dann die vielfachen Fäden, mithaben oder gar ſtunden und meilenweit von Frer ohnung denen das OffizierKorps und die Regierung, die über Krieg

arbeiten, ſind viele an der Ausü v r direkt ſind, bedenkt, ſo kann man
ungben Lenteuen

en S „Direkte Geſetzgebung
etzt n 52 r

Unter unſerer Selbſtverwaltung des Volks“ verſtehen wir
nicht nur die gewöhnliche bürgerliche Selbſtverwaltung, ſondern
auch die Wahl der Staats und Gemeindebeamten c. durch
das Volk. Unſere Forderung der jährlichen Steuerbewilligung
und das Recht der Steuerverweigerung haben früher auch
bürgerliche Parteien auf ihrer Fahne gehabt, haben ſie i
aber fallen laſſen. Wir fürchten uns nicht und haben die
Forderung, da ſie ſelbſtverſtändlich iſt, aufgenommen.

Wir verlangen jetzt „Entſcheidung über Krieg und Frieden
durch die gewählten Vertreter des Volkes“, während es
früher hieß: „durch das Volk“. Das frühere iſt falſch. Durch
das Volk Krieg erklären oder Frieden ſchließen iſt nicht
durchführbar. an denke ſich der Sachlage gegenüber, wir
gerieten mit einem anderen Volk in Streit, der durch einen
Krieg Ka gte werden müßte. Wollte man da nun erſt das
ganze Volk über Krieg oder Frieden abſtimmen laſſen, ſo würde
man es auch erſt über die Streitfrage aufklären müſſen; das
erfordert ober bei einem Volke von 50 Millionen Wochen und
Monate, und unterdeſſen würde der Feind einen bedeutenden
Vorſprung gewinnen und das eigene Volk durch ſeine Ab
ſtimmung benachreiligt ſein. Für den Kriegsfall würde man
den gewählten Vertretern des Volks auch wirklich die Ver
tretung des Volkes einräumen, damit die Regierung wenigſtens
nicht allein über Krieg und Frieden zu entſcheiden hat Vor
läufig hat die Volksvertretung bei Kriegsfragen weiter kein
Recht, als die Gelder zu bewilligen.

Selbſtverſtändlich verlangen wir aber auch die Errichtung
eines internationalen Schiedegerichts, denn wir ſind erklärte
Feinde des Kriegs, wie überhaupt des Blutvergießens in jeder
Form. Wir halten den Krieg nicht, wie Moltke, für eine
Wohlthat und den Sporn der Völker, ohne den ſie erſtarren
und untergehen würden. Wir verlangen, daß internationale
r in derſelben Weiſe geſchlichtet werden, wie es im
bürgerlichen Leben üblich iſt kein Bürger darf, wenn er
vermeintlich geſchädigt iſt, zur Selbſthilfe T und ſich ſchad
los halten; er muß den ordentlichen Rechtsweg beſchreiten.
Und ebenſo ſollten ſich die Völker gewöhnen, ihre Angelegen-
heiten geſetzlich zu ſchlichten. Wir wollen indes nicht ver
geſſen, daß So der nächſte Krieg, in dem ſich mindeſtens15 bis 16 Millionen mit den raſſiaierteſten Waffen ausge

ſtattete Soldaten gegenüber ſtehen werden, ſehr viel Chancen
für eine Umänderung der Geſellſchaft in unſerem Sinne bietet,

und die herrſchende Klaſſe hätte deswegen alle Urſache,
unſeren Vorſchlag eines internationalen Schiedsgerichts nicht
von der Hand zu weiſen.

Die „Abſchaffung aller Geſetze, welche die freie Meinungs
äußerung und das Recht der Vereinigung und Verſammlung
einſchränken“ iſt ſo aufzufaſſen, deß alle Ausnahme-, alle
Preß und Vereinsgeſetze, die nur den freien Meinungsaus
tauſch verhindern ſollen, geſtürzt werden. Wenn durch
die Preſſe oder in einer Verſammlung beleid'gt iſt, ſo ſoll er
vor den ordentlichen Richter gehen, ſoll ſich aber nicht durch
beſondere Ausnahmegeſetze ſchätzen laſſen.

Die Forderung der „Abſchaffung aller Aufwendungen aus
öffentlichen Mitteln zu kirchlichen und religiöſen Zwecken“ und
die fernere „daß die kirchlichen und religiösſen Gemeinſchaftenals Privatvereinigungen zu betrachten in ſteht an Stelle
der früheren „Erklärung der Religion zur Privatſache“. Es
iſt dies ebenfalls einer der Fehler des früheren Programmse,
indem man damals noch der Meinung war, daß, wenn eine
Religion eine große Zahl von Anhängern im Lande zählt, die
Kirche immerhin durch den Staat unter ützt werden könne.
Wir meinen jetzt, es iſt jedes Einzelnen volle Privatſache, waser glauben oder anbeten wolle. i verlangen den Grund

ſatz, daß keine Religionsgemeinſchaſt die ö Mittel für
ihre Zwecke in Anſproch nehmen dürfe. Treten eine Anzahl

en zu einer Religionsgemeinſchaft zuſammen, ſo ver
dies niemand, weil ja das r beie können ſich auch einen Geiſtlichen haben

ir verlangen auch vollſtändige Trennung der Schule vonBeſuch der öffent

ohne Ausnahme ſoll ge
die öffe e Volksſchule zu beſuchen, und es

beſtehen zwiſchen reichen und armen
in dieſelbe Schule, danu

ſein,
erin kein

die Höhe der Zeit gebracht wird, weil ihrehen müſſen. Heute werden aus den öffent

len müſſen mit den Ueberbleibſeln zufrieden ſein.
mittel ſollen zudem unentgeltlich abgegeben werden, weil
der Unterricht Uen öffentl tenc cJ h ſyudern den

einem ſpäteren t
eſſen

und Frieden entſcheidet, ne
einige Sorge für die Zukunft doch nicht unterdrücken, indem
gerade diejenige Einrichtung, die den Frieden gewährleiſten ſoll,
am meiſten zum Kriege drängt.

Jm Programm ſteht ferner das Verlangen der unentgelt
liben Rechtspflege und Rechtshilfe, weil man weiß, daß heute
fo mancher Arme ſchweigend ein Unrecht tragen muß, weil er

u arm iſt, ſein Recht zu ſuchen, msbeſondere um ſich einen
echtsanwalt zu nehmen. Auch wünſchen wir, um eine voll

mee n, i urader Volk wiecher aufs neue eingeführt würde. Man
fühlt ſich hente durch manches gerichtliche Urteil ſektſam an
gemutet, namentlich die Urteile, die gegen Sozialdemokratenerlaſſen werden, ſcheinen uns oftmals recht ſehr anfechtbar zu

Man ſehe ſich die Herren Richter aber doch nur in der
Nähe an: es ſind die Söhne von Beamten, Fabrikanten, Ge
lehrten u. ſ. w., alles Angehörige derjenigen Klaſſen, die
ſchon von Natur und durch die jetzigen wirtſchaftlichen und
politiſchen der Arbeiter noch mehr ver
bittert, den Arbeitern feindlich gegenüberſtehen. Und mit
ſeiner Klaſſe denkt und fühlt auch Richter. Man braucht
deswegen keineswegs an bewußte Rechtsbeugung zu denken,
aber ſeine Klaſſenvorurteile hat der Richter ebenſogut wie
andere Menſchen, und wir wollen mit unſerem Syſtem der vom
Volk gewählten Richter dieſe Uebelſtände, ſo gut es geht,

korrigieren. (Schluß folgt.)
Aus Stadt und and.

Halle, 22. Juli.
Stadtverordneten Sitzung vom 20. Juli. Der ſtellver

tretende Stadtv. Vorſteher Prof. Dittenberger führt den
Vorſitz. Das Protokoll letzter Sitzung rd genehmigt.

Punkt der T.O.: Beſchaffung von ZugJalouſien für das
ymnaſium. Hierfür werden 500 M. ſtatt 1240 M. bewilligt

und zwar für nur 12 ſtatt für beantragte 31 Fenſter. 3
Stadtv. Friedrich. 2. Neubau der Gimritzer Brücke und
Bewilligung der Mittel dazu. Ref. Stadtv. Dönitz. Der
Magiſtrat beantragt die der Brückenerneuerung
in Holzkonſtruktion mit Stützpfei nach Art der gegen
wärtigen Brücke und ſollen die dafür erforderlichen Baukoſten
von 8000 M. dadurch erbracht werden, daß die für Repara
turen der alten Brücke für das laufende Etatsjahr ausgeſ
Summe von 2500 M. zum Neubau verwendet und der
von 5500. M. aus einem z geeigneten Ausgabe Titel ent
nommen werden. Der Referent beantragt im Auftrage der
Baukommiſſion die Zurückgabe der Vorlage an den Magiſtrat
mit dem Erſuchen an denſelben, unter chtigung eines
erfolgten Angebots (die ehemalige in Eiſen konſtruierte Berliner
ſtraßen Brücke unter Garantie für deren Sicherheit dort An
einer hölzernen zu errichten) ein neues Projekt auszuarbeiten.
Stadtv. Colla empfiehlt im Namen der Finanz- Kommiſſion
den Magiſtratsantrag zur Annahme und ſpricht Bedenken gegen
eiſerne Brückenbauten aus auf Grund der in letzten in
erſchreckender Weiſe eingetretenen Kataſtrophen. e Bau
kommiſſion hatte ſich prinzipiell für die Verwendung der an
gebotenen alten eiſernen Brücke erklärt. Durch dieſe
in welchen ſich die beiden Kommiſſionen befanden, entſpann 4
eine längere Kontroverſe zwiſchen dem Stadtv. Friedri
einerſeits, dem Stadtbaurat Lo hauſen ſowie den Stadtv.
Bethcke und Krug andererſeits. Stadtv. Brünecke (Waſſer
bauinſpektor) gab die Erklärung ab, daß eine Brücke mit Jochen
dort kaum noch ausgeführt werden könnte und eine eiſerne
Brücke ohne Stützpfeiler dort durchaus am Platze 5 würde.
Auch Stadtv. Friedrich iſt für Anlage einer Brücke ohne
Mittelpfeiler. Derſelbe führte als abſchreckendes Beiſpiel
ſolche Briücken die Mühlenbrücke an. In einer Erwiderung er

rt derſelbe, die Finanzkommiſſion möge die Brückenbaukoſten
aus den überſchüſſigen Erträgen von Gimritz entnehmen.
Stadtv. Krug meint, wenn eine eiſerne Brücke vorgewerden ſollte, dann müßte er unbedingt für eine neue ſolche

ſich erklären, da für alte gebrauchte eiſerne Konſtruktionen
Garantie überhaupt nicht zu leiſten ſei. Dem wurde inſofern
widerſprochen, als dieſe kurzen Brücken nicht im entfernteſten
ſolchen Erſchütterungen ausgeſetzt ſeien als Eiſ nbrücken
und durch Belaſtungsproben die Tra Peit thatſächlich feſt
geſtellt werden könne. Jn Rede ſiehende Brücke ſei auf
400 Zentner abprobiert geweſen und würde an
treffendem Orte nur höchſtens von 100 Zentner ſchweren Laſten
befahren werden. Ref. Dönitz betont noch die Strudelbil
an dieſer Brücke infolge des krummen Laufes der Saale
der elpfeiler, welche den Eisdurchgang hemmen und hinter
der Brücke die Ufer auswühlen. Es wird hierauf der Antrag
der Bau Kommiſſion angenommen mir dem Zu
Brünecke: Die Landpfeiler unterſuchen zu laſſen. 3. be
antragte Bewilligung von Mitteln zu Anſchaffungen für die
Schulen an der Olearius- und Dreyha erfolgt mit
einer Verkürzung der Summe von 1676 M. auf 1401.50 M.
Ref. Stadtv. H. Schulze. 4. Die Gen
leitung des ZwangsEnteignungsverfahrens wegenſagen von dem Grundſtück Leipzi erſtraß 15 er
olgt.Lrſeigte unter 5. bei dem Grundſtück Großer Sandberg

wo pro Quadratmeter 100 M. verlangt wurden. 6. Zur

rnder Mag

ehmigung zur EinStraßen

Verlangt wurden pro Quadratmeter 400 M., dasſelbe

W
des Bauprojektes des Siechenhausbaues be

des T
ſtrat in anbetracht deſſen, daß infolge bereits ge

eſtaments
ndet

M. in

ann u



8 die vom Stadtv. Bethcke

Riebeck Erbſchaft ausgeſprochene,

wwn“r räündungen, nach einer
legung des juriſti Beirats des Teſtamente-Vollſtreckers
Stadto. Schlieckmann die t u benötigte Summe von82 000 M. bewilligen vorbe üug des
n und zuſätzlich der kommiſſions Anträge:Kanaliſierung des SiechenhausGrundſtücks c ung

zuführen; 2. Vor rn der maſchinellen Anlagen einenPlan derſelben von der ausführenden e vorlegen

W laſſen 3. Das S Cersheims u vergrößern du ne Verſchiebuntierten Jonat- und Canſteinſtraßen, Ref. Stadt.

7. Für Trottoiriſierungszwecke an der Volksſchule an
neuen Promenade werden 2500 M. bewilligt. Ref. H. Schulze.
8. Zwei Wohnungen im Hauſe Leipzigerſtraße 35 werden für
jährlich 120 bezw. 114 M. vermietet. Ref. Stadtv. Sach s.
9. und 10. fällt aus. 11. Die Genehmigung eines beſonderen
Betriebes der Stadtbahnſtrecke Riebeckplatz Schmiedſtraße mit
einem 5 Pfg i wird nach einer längeren anregenden
Debatte abgelehnt. Gegen den Antrag im Intereſſe der wenigerBemittelten ſpeachen die Stadtverordneten Schmidt

Bethcke, Neſſe, Herzfeld, für denſelben Stadtv. v. Holly,
welcher behaupiete, daß die Vahn in verſchwindendem Maße
von Minderbegüterten benutzt werde. Ref. Stadtv. Krug.
12. Der Abbruch dreier kleiner Ställe auf dem
Grundſtück Rathausgaſſe 18 zwecks Gewinnung vonfür eine dort für Feuerwehrzwecke einzurichtenden un

wird genehmigt. Ref. Stadtv. Friedrich. Die
13--18 werden vertagt. Es wird eine Extraſizung vor den

S 7 r W 7 den 5 z ler E.GenoſſenſchaftsVuchdruckereib. H.) hielt geſtern abend in „Faulmanns Reſtaurant“ ine

ordentliche Generalverſammlung ab. Unter Punkt 1 der TagesW gab der Vorſitzende Kenntnis von einem Schr ben
Amtsgerichts, welches eine Abänderung des S 6 desStatuts fordert; derſelbe wurde demgemäß in der beantragten

Faſſung angenommen. Bei Punkt 2 gab der Vorſi einen
Ueberblick über den augenblicklichen Stand des Geſchäfts, welcher
im allgemeinen als befriedigend bezeichnet werden kann. P
weiteren forderte er die Genoſſen auf, in ihren Kreiſen für
Ueberweiſung von Druckarbeiten in die GenoſſenſchaftsDruckerei
Sorge tragen zu wollen und empfiehlt zu dieſem Zwecke,ihm zu entnehmende Geſchäftskarten zu verbreiten. Das Gleiche

wird noch von verſchiedenen Rednern erwähnt und gerügt, daß
es immer noch Arbeiter-Korporationen und auch einzelne Ge
noſſen gäbe, die ihre Druckarbeiten in anderen Geſchäften an
fertigen ließen. Jn der weiteren Diskuſſion wurden einige
in der Druckerei herrſchende zur Sprache
gebracht und ſollen dieſelben durch den orſtand und Aufſichts
rat geſchlichtet und darüber in einer event. einzuberufenden
außerordentlichen Generalverſammlung Bericht erſtattet werden.
Schluß 11 Uhr.

Der ngin r hrrnge Unterricht in den Volks
ſchulen. egierung zu Merſeburg giebt beglich de valurgeſhigtüthe Unterrichts in den

olksſchulen folgende beachtenswerte e „Es treten die
Gegenſtände in den Vordergrund, welche durch den Dienſt, den

e dem Menſchen leiſten, oder durch den Schaden, den ſie
hm bringen, beſonderes Jntereſſe erregen. Unter anderem
ſind gebührend zu berückſichtigen unſere ein heimiſchen obſt
tragenden Gewächſe, deren Feinde und deren Beſchützer,namentlich die in der Vogelwelt. Stets zur Geltung zu
bringen iſt der Satz der Allgem. Beſt.: „Die Gewöhnung derKinder zu reiner aufmerkſamer Beobachtung und ihre Erziehung

ſinniger Betrachtung der Natur iſt überall zu erſtreben.“

geplanten
der projek-

Dönitz.
der

bei Der

l c 4 de
se welche ſer Beziehung i ein litterariſcher erſ he i hwerden empfohlen: Kiesling und Twie Heften nle r Bögler, di Viade Selſert u r ne ß h Verlin, S e

e do e und Stofplane, welhe den hier eder an Heftes. Der Du e und ſein J
je holten Beſtimmungen nicht entſprechen, noch im Lanſe dieſes e ſſion r e

Jebre e und das dieſe Serſügung a gen er Kachete nd i rieb e
zur Verleſung event. zur ſachgemäßen e 5 en m d Rat ver r Zigier de 9 h

Erfu Der Ortsſchulze von Witterda hat Erfurter ne uwelche di dortige r gten wolten, a ſchägig be eden, Mitteilungen n h Schmutz als und
„weil die Erfurter Jäger die Sittlichkeit gefährden“. Ein zur Heiligung a z eit im e See c
öffenes, auertennendizertes Zeugnis für die Bewunderer der der irre e z t F mnobeln Paſſionen, ſie zuweilen ausgeübt werden. Das Beilage: Moderne n Wie t
wackere Beiſpiel möge Nachahmung finden; die Gelegenheit, es Von Chriſtian Krogh. 4
nachzuahmen, bietet ſich wohl überall. Standesamtliche en. e

ung J ten Der S W origlle, 20. Jul Sonnabend im lo 7 undberg en We r 7 in igle eh Arbeiter vie eben r Sie Maler Karl e und Anne 77 9
bernom ieKriſe und ihre Einwir u die Lebensver inſe ferner Bahnarbeiter Wilhelm Kolmei

daß ſie nicht nur dem
werkern

deiter, ſondern auch den Klein urgerſtraße 46 undund den Iteinbeuert 0 in dec und Klara Schöning
doch nur das Großkapital die Schuld trägt. iſchler Hermann Geb

19 und Große

Kuhgaſſe 8).

rdt u
rkerſtraße 18). Der

Der

S
wir uns einigen und den Kapitaliſten einen n ent e n
ſetzen, damit dieſe Ausbeuterwirtſchaft aufhöre. Auch die Korn gür a B5 S und Wohls
ölle tragen ihren Tell Schuld an der Kriſe, weshalb ſie eben- dotf). Der Stuhimeiſer Albin Werlich und Helene v
alls in fall kommen müßten. Redner meint noch, daß (Gera). Der Oskar Preiß und Jeſchh u
nur unſere Fortſchritte die Gegner rezzen, daß ſie mitunter Breelau). Der Kaufmann Michael Simmenauer r dorf g
ganz nichtswürdige Artikel in ihren Blättern veröffentlichen, eweck Der Schloſſer Guſtav Rother und 3was uns aber ganz kalt ließe. An der Diskuſſion beteiligten Geißler Magdeburg Neuſtadt) Der S
ſich mehrere Redner im Sinne des Referenten. Folgende Re Gieſecke und Emilie Friſſc (Albrechtſtraße acher

ſolution wurde einſtimmig angenommen. „1. Die heutige Geboren: Dem Handorbeiter Karl eine Er eMitglieder Verſammlung der Fabrik und anderer Arbeiter er Thereſe (Saalberg 5/6). Dem ObertelegraphenAſſiſtent c e
klärt ſich mit den Ausführungen des Referenten voll und ganz Teller ein S. Ferdinand Robert Kurt (Thomaſins 9einverſtänden und verſpricht thatkräftigſt für die Seſeitigung Dem Jagdauſſeher Chriſtian Fing ein Erich u a).
der herrſchenden Kriſis einzutreten. 2. Verpflichtet ſi üraße 16). Dem Maler Georg Neubert ine ejeder Anweſende, durch rege Agitation die uns noch indi e

er ehe Maſſe der Arbeiterbewegung zuzuführen.“
Vorſitzende ruft der Verſammlung ein nochmaliges feſtes

und kräftiges Zuſammenhalten
internationale Arbeiterbewegung

Vermiſchtes.
Auf die Londoner vornehme Welt werfen

folgende zwei Inſerate in der Londoner „Morningwelche ſich würdig den Enthüllungen im
Baccarat Prozeß anreihen, ein bezeichnendes Licht:
„Verloren im Grosvenor Klub.

als ſie zur Abendgeſellſchaft am
20. Juni in den Grosvenor Klub eintrat, einen Diamant-
Stern aufnahm und einſteckte, wird um gütige Rück
gabe desſelben an den Sekretär gebeten.“Wenn der u der am 20. Juni t drei Damen

agen zur Soiree in den Gros
hr, (die eine derſelben trug einen langen

roten Mantel), die Nummer des Hauſes angiebt, von
dem er fortfuhr, ſo erhält er eine Belohnung.

Adreſſe iſt abzugeben in der Marlborough Street.“

Poſt“,

roten Mantel, die,

in einem Wvenor Klub

um Erreichen dieſer Zwecke bedarf es einer ſyſtematiſchen 4d t. Die Einzel d Bedeut Der Grosvenor Klub iſt einer der vor e we b. Herforth, 58 J. 5far das r für h de kern aberal nehmſten Londons. e tie To e blenſtraße
Beſte und billigſte JHandschuhe und Strümpfe t Ph. Liebenthat o.

für Herren und Wamem- enorme Kuswahl. Vntoro Leipzigeratraaeo 403. I
2 e e

n TTTTTT Viktoriag- Theater. -—-V-„WYLäAchtung. M Kweltes J Zu un Hochfeinew u E.Mit dem heutigen Tage eröffnete in der [2394 Penſion Schöller. 4 el re Butter
Bernburgerſtraße 16, Ecke Wuchererſtraße

einen

Harbier-, Friſier- und Haarſchneideſalon.
Es wird mein eſtigſtce Beſtreben ſein, das mich beehrende Publikum zur größten

Zufriedenheit zu bedienen. Abonnement in und außer dem Hauſe.
Hochachtungsvoll

Pöschner-
Herren Anzüge in modernen Stoffen i

21 verſchiedenen Farben, Stück 4, 5, 6,
8 bis 12, Thlr.oſten Stoffhoſen, nur Militärſchnitt

r 4, 5, 6, 7, 8 Mark.800 Stück Arbeiterhoſen in e
wirn, Deutſch Leder, Kord truck
aſchſtoffen 2c. von I Mark an.

archenthemden in garantiert nur echter
haltbarer Ware von 1, 1 u. 2 Mar

ube. 10 e

ohne Schlagwerk, Hüte c. zu
kannt artinigſten Preiſen der Stad
Halle a. S

Der Fiſch
Nahrungsmittel werden. Wir er
n der Eqhe üſiſch von Helgo-

uder e und empfehlen
Pfund mit nur 15 Pf.geinat- -Fiſchhalle

Musculus Co.

ſoll und muß Volks

Remners Erstes Hall. Sochſeine nene Karkofeln

Mit einem Hoch auf die ver Handarbeiter Friedrſwloß die Verſammiang Lufe e Sinireg h e e vie ſe
ne T., Friederike Auguſte Steinweg 51). Se ugt
Ferdinand Frellſtedt eine T., Klara e an (Wuchererſtraße 5). 25 Schloſſer Ernſt Leonhardt ein FriedrichErnſt Dem Weißgerber Eduard Spugler ein S.
Edmund A freb Gerhard (Steg 9). Dem Eiſendreher Franz

Die Dame im ſtraße 28).

„Kutſcher.

Die

Kaudels Gardinenpredigten.

Walhalla-Theater.
Direktion: Richard Hubert.

Täglichgroße Speicliten Vordeng

eaſſererzſtung x e Veginn der Vor

ſtellung 8 Uhr. Ende 11 Uhr.

r
Einige unge Leu

5 e gr. Rittergaſſe.

Fr. Heinemauns Reſtaurant
Drvanderſtraße 17.

empfiehlt ſich dem geehrten Publikum an
fleißigen Benutzung.

Heute DonnerstaSchlachtefeſt
F. San l eld, Steinweg 19.

MeinJnſekten Pulver

un e

Magdalena (Klei loßgaſſe 9). uhmacherSchönherr ein E. e Friedrich S 24 v).
Dem W u rig Preißler eine T., Gertrud Lydia

Gränzendorf ein S.Poſthilfsboten Franz ObDem Der Schmidt ein S.
Ludwig (Uhlandſtraße 3).
Stolze eine T., Jda Magdalena Wuchererſtraße 3). Ein unehelicher S. Eine uneheliche Tochter

Geſtorben: Der Königl. Kreisrichter a. D. Julius Bern

hard Dette, 57. J.
Ernſt Kaiſer S. Ernſt, 2 Mon. Streiberſtraße 7). Der Dienſ
mann Albert Richter, 57 J. (Klinik). Der RaffineriearbeiterGottfried Holefleiſch, 60 J.
Hörnecke S. Willy, 1 J.
Oskar Neuwann
Maurer Ernſt Große, 31 J. Der Maler Ludwi
50 J. (HBenkergaſſe 12).
Lehmann, 76 J. (Martinsgaſſe 21).

Dem Oswald
Henze eine T., Sag

be h v Streiberſtraße 3). Dem
Wilhelm Otto n

Dem Fabrikarbeiter Fertant

S

e. e

(Forſterſtraße 32). Des Poſthilfsboten

S S h

(Klinik). D s Dur u(Frieſenſtraße 14).Oskar, 4 J. Seſannree u
l

Die Witwe eDie Witwe Friederike

d
erfeinſteSüß Sahnen Gras in

à Pfd. rTafelEß- Margarine

s v 40 bis 80 f.fferiert dieSptzial Hullerhl Prnt—

ich friſche San e von

ikerer-Buti Jmolk in Qualität n r n
Paul MHusesmanamm, Th

Neue Kartoffelnt gute weiße à Zentner 3 Mk., in
5 Liter bei O. Meller, Steinweg 33.

Ein ordentlicher zuverläſſiger SStellung als Kaſſenbote, Portier,
oder ähnliche Stellung. an e e
2396] Nachricht erbeten 5 4

Ev. an Porrantsgesonati e Vollher 9 z ahzfe els: Zlöbe, Bann e

er e Sen Jriſhe Erust uMaldel e Leipzigerſtraße 31. Minn e derene h echte empfiehlt Otto Palas, Umſtändehalber verkaufe ich 40 Et. aite borgen, indemW u Angnnſrade s55/00. 2 an Tilgeen, ehe a. W leiſe

7 d a

e D Jllgez Veriag des A. Srohhz Drud der Halle ch n en Ja ehchaſis Buchbrr cher E. A. m. b. 8.), ſäntich in Hole g. E.
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